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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Evers, Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Eyrich, Dr. Schäuble, 
Reddemann, Vogel und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 


Der Bundestag wolle beschließen; 

§ 24 Abs. 2 und 3 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Mai 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 628) erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Tagesordnung wird den Mitgliedern des Bundestages, 
dem Bundesrat und der Bundesregierung spätestens am sieben- 
ten Werktag vor dem ersten Sitzungstag unter gleichzeitiger 
Übersendung der Tagesordnungsunterlagen mitgeteilt. Sie gilt, 
wenn kein Widerspruch erfolgt, mit Aufruf des Punktes 1 als 
festgestellt. Nach Eröffnung jeder Plenarsitzung kann vor Ein- 
tritt in die jeweilige Tagesordnung jedes Mitglied des Bundes- 
tages eine Änderung der Tagesordnung beantragen, wenn es 
diesen Antrag bis spätestens 18 Uhr des Vortages dem Präsi- 
denten vorgelegt hat; über den Antrag darf frühestens nach 
einer Stunde abgestimmt werden. Soweit diese Geschäftsord- 
nung nichts anderes bestimmt, kann der Bundestag einen Gegen- 
stand von der Tagesordnung absetzen. 

(3) Nach Feststellung der Tagesordnung dürfen andere Gegen- 
stände beraten werden, sofern nicht fünf anwesende Mitglie- 
der binnen einer Stunde widersprechen oder diese Geschäfts- 
ordnung die Beratung außerhalb der Tagesordnung zuläßt." 


Bonn, den 13. Dezember 1973 


Dr. Evers 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Dr. Eyrich 
Dr. Schäuble 
Reddemann 
Vogel 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Zu § 24 Abs. 2 Satz 1 

Die sachgemäße Vorbereitung auf die Verhandlungen des Deut- 
schen Bundestages macht es erforderlich, daß die Mitglieder des 
Deutschen Bundestages einige Tage Zeit zur Verfügung haben, 
um sich auf die zu behandelnden Tagesordnungspunkte sachge- 
mäß vorzubereiten. Bei der bisherigen Handhabung war nicht 
in allen Fällen gewährleistet, daß hierfür eine ausreichende 
Zeitspanne zur Verfügung stand. 

Zu § 24 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 

Eine Mindestfrist zwischen Ankündigung und Beratung zusätz- 
licher Tagesordnungspunkte erscheint erforderlich, damit jedes 
Mitglied des Deutschen Bundestages sich über Zustimmung oder 
Widerspruch zur Ergänzung der Tagesordnung klar werden 
und sich gegebenenfalls auf die Beratung wenigsten kurz vor- 
bereiten kann. 


2 



